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Allgemeine Geschäftsbedingungen (AGB) der 

Raiffeisen Informatik GmbH & Co KG, 
Lilienbrunngasse 7-9, 1020 Wien, 

(nachfolgend Auftragnehmer genannt) 

für Internet Service Providing (ISP) und für die 
Überlassung von Übertragungswegen (Mietlei-

tungen)

Version 5.0 – Februar 2020

1 Leistungen des Auftragnehmers

Der Umfang der vertraglichen Leistungen, die 

der Auftragnehmer primär an Unternehmen iS 

des § 1 Abs. 1 Z 1 KSchG erbringt, ergibt sich 

aus der jeweiligen Leistungsbeschreibung und 

den (allfälligen) sich darauf beziehenden (bei 

Unternehmern schriftlichen) Vereinbarungen 

der Vertragsparteien.

2 Dienstequalität

Der Auftragnehmer trägt dafür Sorge, dass die 

vereinbarte Dienstequalität gewährleistet wird. 

Die Entschädigung bzw. Erstattung bei Nicht-

einhaltung der Dienstequalität richtet sich nach 

den Haftungsbestimmungen des Pkt. 8.

Messungen die der Vermeidung von betriebs-

störenden Überlastungen dienen werden im 

Netzwerk der Raiffeisen Informatik in ausrei-

chend kurzen, industriestandardgemäßen Inter-

vallen durchgeführt. Die Abfragen erfolgen da-

bei über betriebsrelevante Parameter unter 

Verwendung von SNMP (Simple Network Ma-

nagement Protocol). Weitere Informationen ent-

nehmen Sie der jeweiligen Leistungsbeschrei-

bung.

Die Freischaltung des Dienstes (wann ein 

Dienst erstmalig für den Auftraggeber verfügbar 

ist) wird unmittelbar im Auftrag geregelt.

3 Vertragsabschluss

3.1 Der Auftragnehmer ist nicht verpflichtet, ein 

Vertragsverhältnis mit einem Auftraggeber zu 

begründen, dessen Identität, Rechts- und Ge-

schäftsfähigkeit oder Zeichnungs- oder Vertre-

tungsbefugnis nicht zweifelsfrei nachgewiesen 

oder keine Zustellanschrift oder keine Zahlstelle 

im Inland bekannt gegeben wird. Wurde die Er-

bringung von Leistungen von einer angemesse-

nen Sicherheitsleistung oder von einer Voraus-

zahlung abhängig gemacht, so ist  der Auftrag-

nehmer ebenfalls berechtigt, kein 

Vertragsverhältnis zu begründen, sofern diese 

nicht erbracht wird.

3.2 Weiters ist der Auftragnehmer nicht verpflichtet, 

ein Vertragsverhältnis mit einem Auftraggeber

zu begründen, welcher entweder gegenüber 

dem Auftragnehmer oder einem mit mindestens 

25% direkt oder indirekt im Eigentum des Auf-

tragnehmers stehenden Unternehmen mit Zah-

lungsverpflichtungen aus dem Bereich der Te-

lekommunikation im Verzug ist oder dessen 

Vertragsverhältnis im Jahr davor wegen Verlet-

zung sonstiger wesentlicher vertraglicher 

Pflichten gekündigt wurde.

4 Gültige Entgelte

4.1 Die aktuellen Entgelte für die Benutzung des In-

ternetdienstes bzw. die Überlassung von Über-

tragungswegen richten sich nach der jeweils 

gültigen Preisliste bzw. dem Einzelvertrag. Ab-

weichende Vereinbarungen bedürfen der 

Schriftform (gilt nicht für Verbraucher iS des 

KSchG).  

Das bei der Änderung von Preisen gemäß § 25 

Abs. 3 TKG 2003 bestehende Kündigungsrecht 

des Auftraggebers ist ausgeschlossen, wenn es 

zu einer Preissenkung kommt oder die Preise 

gemäß einem in der Preisliste angegebenen o-

der sonst vereinbarten Index angepasst wer-

den. 

Sollten die Preisänderungen abweichend hier-

von nicht ausschließlich den Auftraggeber be-

günstigen so gilt die Vorgehensweise der 

Punkte 26.2 und 26.3 dieser Bestimmungen als 

vereinbart.

5 Zahlungsbedingungen

Sofern nicht abweichend vereinbart, erfolgt die 

Rechnungslegung monatlich im Nachhinein. 

Die Rechnungen sind nach Erhalt ohne Abzug 

und spesenfrei fällig. Überschreitet der Kunde 

die Zahlungsfristen, so werden ab Eintritt der 

Fälligkeit Verzugszinsen gemäß § 1333 Absatz 

2 ABGB in der geltenden Fassung verrechnet.

6 Einwendungen gegen die Rechnung

Einwendungen gegen die in der Rechnung ge-

stellten Forderungen sind vom Auftraggeber in-

nerhalb von drei Monaten ab Rechnungsdatum 

zu erheben, andernfalls gilt die Forderung als 
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anerkannt (dieses Anerkenntnis kann gericht-

lich angefochten werden). Der Auftragnehmer 

wird Verbraucher auf diese Frist und die bei 

Nichteinhaltung eintretenden Rechtsfolgen hin-

weisen. Die Modalitäten der Einwendungen ge-

gen die Rechnung werden einzelvertraglich mit 

dem Auftraggeber vereinbart.

7 Entgeltpauschalierung bei Entgeltstreitig-

keiten

Falls ein Fehler festgestellt wird, der sich zum 

Nachteil des Auftraggebers ausgewirkt haben 

könnte, und sich das richtige Entgelt (soweit 

dies der Auftragnehmer glaubhaft machen 

kann) nicht ermitteln lässt, hat der Auftraggeber

ein Entgelt zu entrichten, welches dem Durch-

schnitt der letzten drei Rechnungsbeträge bzw, 

falls die Geschäftsbeziehung noch nicht drei 

Monate gedauert hat, dem letzten Rechnungs-

betrag entspricht. 

8 Haftungsausschluss hinsichtlich der Ver-

fügbarkeit der Dienste und bei Unzustell-

barkeit von E-Mails

8.1 Der Auftragnehmer betreibt die angebotenen 

Dienste unter dem Gesichtspunkt der verein-

barten Sorgfalt, Zuverlässigkeit und Verfügbar-

keit. Aus technischen Gründen ist es jedoch 

nicht möglich, dass diese Dienste ohne Unter-

brechung zugänglich sind, dass die gewünsch-

ten Verbindungen immer hergestellt werden 

können, oder dass gespeicherte Daten unter al-

len Gegebenheiten erhalten bleiben. Dies be-

trifft insbesondere E-Mails. 

8.2 Bei höherer Gewalt, Streiks, Einschränkungen 

der Leistungen anderer Netzbetreiber oder bei 

Reparatur- und Wartungsarbeiten kann es zu 

Einschränkungen oder Unterbrechungen bei 

der Zurverfügungstellung der Internetdienstleis-

tungen bzw. der überlassenen Übertragungs-

wege kommen. 

8.3 Der Auftragnehmer haftet für die angeführten 

Ausfälle nicht, sofern sie nicht von ihm vorsätz-

lich oder grob fahrlässig verschuldet wurden. 

8.4 Im Fall von unzumutbar langen Unterbrechun-

gen oder unzumutbaren Einschränkungen 

bleibt das Recht des Auftraggebers auf Ver-

tragsauflösung aus wichtigem Grund unberührt. 

9 Haftungsausschluss hinsichtlich übertrage-

ner Daten und Schäden durch Viren, Ha-

cker 

9.1 Der Auftraggeber ist zur unbedingten Absiche-

rung seines Anschlusses, seiner Endgeräte so-

wie seiner Zugangsdaten zum Schutz vor unbe-

fugtem Zugriff oder Virenbefall verpflichtet. 

9.2 Der Auftraggeber ist verpflichtet, jeden Ver-

dacht, dass sein System durch Viren befallen ist 

oder dass seine Zugangsdaten oder andere ge-

heime Informationen unbefugten Dritten be-

kannt geworden sein könnten, unverzüglich

dem Auftragnehmer zu melden. Sofern der Auf-

tragnehmer vor dem Auftraggeber vom Viren-

befall erfährt, wird er den Auftraggeber hiervon 

informieren. Der Auftraggeber hat daraufhin alle 

geeigneten Maßnahmen zu setzten, um den Vi-

renbefall zu beseitigen, insbesondere zu ver-

hindern, dass die Viren die Systeme Dritter be-

einträchtigen. Der Auftragnehmer wird den Auf-

traggeber hierbei unterstützen. Sofern der Auf-

traggeber nicht unverzüglich die geeigneten 

Maßnahmen setzt, um den Virenbefall der Sys-

teme Dritter zu verhindern, ist der Auftragneh-

mer berechtigt, den Anschluss ohne Vorwar-

nung zu sperren und in weiter Folge das Ver-

tragsverhältnis zu kündigen.

9.3 Der Auftragnehmer steht für etwaige Schäden 

durch Virenbefall oder unerlaubten Zugriff 

durch Dritte nicht ein, sofern der Auftragnehmer

nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig gehandelt 

hat. Der Auftraggeber haftet für Schäden, die 

dem Auftragnehmer dadurch entstehen, dass 

der Auftraggeber den Virenbefall nicht unver-

züglich meldet und/oder beseitigt und wird den

Auftragnehmer in Bezug auf Forderungen Drit-

ter schad- und klaglos halten. 

9.4 Selbst für den Fall, dass die Absicherung der 

Systeme des Auftraggebers vor Viren durch 

den Auftragnehmer vereinbart wurde, kann 

keine absolute Sicherheit vor Virenbefall garan-

tiert werden. Sobald der Auftragnehmer von 

dem Virenbefall Kenntnis erlangt hat, wird er je-

doch alle in seinen Möglichkeiten stehenden, 

erforderlichen Maßnahmen setzen, um den Vi-

renbefall zu beseitigen bzw. die Systeme des 

Auftraggebers vor weiteren gleichgelagerten 

Attacken zu schützen. Hierfür erforderliche 
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Maßnahmen können z.B. das Einspielen von  

Softwareupdates oder das vorübergehende Ab-

schalten bzw. vom Netz-Nehmen der Systeme 

des Auftraggebers sein. Der Auftragnehmer

wird versuchen, den Auftraggeber vor derarti-

gen Maßnahmen zu informieren, weist jedoch 

darauf hin, dass dies ob der Dringlichkeit der 

Maßnahme nicht immer gewährleistet werden 

kann (z.B. Attacke außerhalb der Geschäftszei-

ten). Gewährleistungs- und Schadenersatzan-

sprüche im Zusammenhang mit den für die Vi-

renabwehr erforderliche Maßnahmen sind aus-

geschlossen.

10 Besondere Bestimmungen für Firewalls

10.1 Bei Firewalls, die vom Auftragnehmer oder de-

ren Subauftragnehmern aufgestellt, betrieben 

und/oder überprüft werden, geht der Auftrag-

nehmer sorgfältig im Rahmen des jeweiligen 

Stands der Technik vor. Der Auftragnehmer

weist allerdings darauf hin, dass absolute Si-

cherheit durch Firewall-Systeme nicht gewähr-

leistet werden kann. Es wird daher die Haftung 

des Auftragnehmers aus dem Titel der Gewähr-

leistung oder des Schadenersatzes für allfällige 

Nachteile ausgeschlossen, die dadurch entste-

hen, dass installierte Firewall-Systeme umgan-

gen oder außer Funktion gesetzt werden. Der 

Auftragnehmer weist darauf hin, dass eine Haf-

tung für Anwendungsfehler des Vertragspart-

ners oder seiner Gehilfen und Mitarbeiter 

ebenso nicht übernommen wird, wie im Falle ei-

genmächtiger Abänderungen der Software oder 

Konfiguration ohne Einverständnis des Auftrag-

nehmers.

10.2 Die Haftung des Auftragnehmers für Nachteile, 

die dadurch entstehen, dass beim Auftraggeber

installierte, betriebene oder überprüfte Firewall-

Systeme umgangen oder außer Funktion ge-

setzt werden, ist ausgeschlossen. Bei Verbrau-

chergeschäften gilt: Die Haftung des Auftrag-

nehmers für Sachschäden bei leichter Fahrläs-

sigkeit ist ausgeschlossen.

11 Beeinträchtigung Dritter; Spam und Spam-

schutz

11.1 Der Auftraggeber verpflichtet sich, die vertragli-

chen Leistungen in keiner Weise zu gebrau-

chen, die zur Beeinträchtigung Dritter führt, 

bzw. für Auftragnehmer oder andere Rechner 

sicherheits- oder betriebsgefährdend ist. Verbo-

ten sind demnach insbesondere unerbetenes 

Werben und Spamming (aggressives Direct-

Mailing via E-Mail) oder jede Benutzung des 

Dienstes zur Übertragung von Drohungen, 

Obszönitäten, Belästigungen oder zur Schädi-

gung anderer Internet-Teilnehmer.

11.2 Der Auftraggeber verpflichtet sich zur Verwen-

dung geeigneter und ausreichend sicherer 

technischer Einrichtungen und Einstellungen. 

Entstehen für den Auftragnehmer oder für Dritte 

Schwierigkeiten auf Grund unsicherer techni-

scher Einrichtungen des Auftraggebers (z.B. of-

fener Mailrelais), ist der Auftraggeber zur 

Schad- und Klagloshaltung verpflichtet; weiters 

ist der Auftragnehmer zur sofortigen Sperre des 

Auftraggebers bzw. zum Ergreifen sonstiger ge-

eigneter Maßnahmen berechtigt (z.B. Sperre 

einzelner Ports). 

12 Pflicht des Auftraggebers zur Einhaltung 

gesetzlicher Vorschriften

12.1 Der Auftraggeber verpflichtet sich, sämtliche 

Rechtsvorschriften zu beachten und gegenüber 

dem Auftragnehmer die alleinige Verantwor-

tung für die Einhaltung dieser Rechtsvorschrif-

ten zu übernehmen. 

12.2 Im Falle der Überlassung von Übertragungswe-

gen verpflichtet sich der der Auftraggeber, nur 

zugelassene und entsprechend gekennzeich-

nete Endgeräte an den Endpunkten des Über-

tragungsweges zu betreiben, welche für den je-

weiligen Übertragungswegtyp geeignet sind.

12.3 Es obliegt dem Auftraggeber, allenfalls erfor-

derliche behördliche Bewilligungen, Genehmi-

gungen oder Konzession einzuholen, sowie die 

mit dem Rechtsgeschäft verbundene Anzeige-

verpflichtung wahrzunehmen. Das gleiche gilt 

auch für die Einholung einer allenfalls erforder-

lichen Zustimmung von Dritten (z.B. Eigentü-

mer einer Liegenschaft, Vermieter). Diesbezüg-

lich haftet der Auftraggeber dem Auftragnehmer

für die Vollständigkeit und Richtigkeit seiner An-

gaben.

12.4 Der Auftraggeber ist verpflichtet, jede miss-

bräuchliche Verwendung der ISP Dienste (z.B. 

Hosting-/Housingdienste) zu unterlassen. 
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Insbesondere ist die Veröffentlichung von Inhal-

ten bzw. die Versendung von Nachrichten, die 

gegen die öffentliche Ordnung und Sicherheit 

verstoßen, die Sittlichkeit gefährden oder wel-

che gegen die Gesetze verstoßen, verboten.

13 Pflicht des Auftraggebers zur Meldung von 

Störungen 

Der Auftraggeber ist verpflichtet, den Auftrag-

nehmer über jegliche Störung oder Unterbre-

chung von Telekommunikationsdiensten oder 

Übertragungswegen unverzüglich zu informie-

ren, um dem Auftragnehmer die Problembehe-

bung zu ermöglichen, bevor der Auftragnehmer

andere Unternehmen mit einer Problembehe-

bung beauftragt. Verletzt der Auftraggeber

diese Verständigungspflicht, übernimmt der 

Auftragnehmer für Schäden und Aufwendun-

gen, die aus der unterlassenen Verständigung 

resultieren (z.B. Kosten eines vom Auftragge-

ber unnötigerweise beauftragten Fremdunter-

nehmens), keine Haftung.

Störungen der Telekommunikationsdienstleis-

tungen, welche vom Auftragnehmer zu verant-

worten sind, werden spätestens innerhalb von 

zwei Wochen behoben.

14 Vertragsdauer und Kündigung; Sperre

14.1 Zwischen den Vertragspartnern abgeschlos-

sene Verträge über den Bezug von ISP Dienst-

leistungen bzw. von Übertragungswegen sind 

auf unbestimmte Zeit oder die vereinbarte be-

stimmte Zeit abgeschlossen. Verbraucher wer-

den auf ihr Kündigungsrecht und die im Fall der

Nichtausübung eintretenden Rechtsfolgen 

(Vertragsverlängerung) ausdrücklich und recht-

zeitig hingewiesen. Ist keine Vereinbarung über 

einen Kündigungsverzicht getroffen, sind auf 

unbestimmte Zeit geschlossene Verträge unter 

Einhaltung einer sechsmonatigen Kündigungs-

frist zum Ende eines Kalenderjahres schriftlich 

kündbar. Verbrauchern steht bei Verträgen, die 

auf unbestimmte Zeit oder für einen fixen Zeit-

raum von über einem Jahr abgeschlossen wor-

den sind, jedenfalls ein gesetzliches Kündi-

gungsrecht unter Einhaltung einer dreimonati-

gen Frist zum Ablauf eines jeden Kalendermo-

nats zu. Allfällige Entgelte bei Beendigung des 

Vertragsverhältnisses einschließlich einer Kos-

tenanlastung für Endeinrichtungen sind 

vertraglich zu vereinbaren.

14.2 Die Einhaltung der vereinbarten Zahlungster-

mine ist wesentliche Bedingung für die Durch-

führung der Leistungen durch die den Auftrag-

nehmer. Der Auftragnehmer ist daher entspre-

chend den Bestimmungen des § 70 TKG 2003 

bei Zahlungsverzug nach erfolgloser Mahnung 

auf schriftlichem oder elektronischem Wege, 

unter Setzung einer Nachfrist von zwei Wochen 

und Androhung der Dienstunterbrechung oder 

–abschaltung bzw. der Vertragsauflösung nach 

seinem Ermessen zur Dienstunterbrechung, 

Diensteabschaltung oder zur Auflösung des 

Dauerschuldverhältnisses mit sofortiger Wir-

kung, berechtigt. 

15 Sonstige Gründe für Vertragsauflösung 

und Diensteunterbrechung; Sperre bzw. 

teilweise Sperre

15.1 Als wichtiger Grund für die Vertragsauflösung 

gelten neben dem Zahlungsverzug insbeson-

dere der Verdacht des Missbrauchs des Kom-

munikationsdienstes; der Verstoß gegen ge-

setzliche Vorschriften oder gegen die Bestim-

mungen des Punkt 12 dieser Bestimmungen; 

weiters auch, wenn der Auftraggeber Einzel-

platzaccounts mehrfach nutzt oder nutzen lässt; 

sowie das ungebetene Werben mittels E-Mail o-

der Spamming laut 11.1 dieser Bestimmungen 

oder die Nutzung unsicherer technischer Ein-

richtungen. 

15.2 Der Auftragnehmer kann nach eigenem Ermes-

sen nicht nur mit Vertragsauflösung, sondern 

stattdessen auch mit Diensteunterbrechung o-

der –abschaltung vorgehen. Der Auftragneh-

mer ist weiters bei Verdacht von Verstößen 

nicht nur zur gänzlichen, sondern auch zur bloß 

teilweisen Sperre berechtigt. Insbesondere 

kann der Auftragnehmer bei Rechtsverletzun-

gen die auf gehosteten Websites gespeicherte

Information entfernen oder den Zugang zu ihr 

sperren. Der Auftragnehmer wird sich bemü-

hen, das jeweils gelindeste Mittel anzuwenden. 

Der Auftragnehmer wird den Auftraggeber über 

die getroffenen Maßnahmen und über deren 

Grund unverzüglich informieren. Das Recht auf 

außerordentliche Vertragsauflösung durch den 

Auftragnehmer aus wichtigem Grund bleibt je-

denfalls unberührt.
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16 Entgeltanspruch und Schadenersatz bei 

vorzeitiger Auflösung bzw. Sperre

Sämtliche Fälle sofortiger Vertragsauflösung, 

der Diensteunterbrechung bzw. -abschaltung, 

die aus Gründen erfolgen, die dem Auftragge-

ber zuzurechnen sind, lassen den Entgeltan-

spruch des Auftragnehmers für die vertraglich 

vorgesehene Vertragsdauer bis zum nächst-

möglichen Kündigungstermin und die Geltend-

machung von Schadenersatzansprüchen durch 

den Auftragnehmer unberührt. 

17 Vertragsbeendigung und Inhaltsdaten

Der Auftraggeber wird ausdrücklich darauf hin-

gewiesen, dass bei Beendigung des Vertrags-

verhältnisses, aus welchem Grund auch immer, 

der Auftragnehmer zur Fortsetzung der verein-

barten Dienstleistung nicht mehr verpflichtet ist. 

Der Auftragnehmer ist daher zum Löschen ge-

speicherter oder abrufbereit gehaltener Inhalts-

daten berechtigt. Der rechtzeitige Abruf, die 

Speicherung und Sicherung solcher Inhaltsda-

ten vor Beendigung des Vertragsverhältnisses 

liegt daher in der alleinigen Verantwortung des 

Auftraggebers. Aus der Löschung kann der Auf-

traggeber daher keinerlei Ansprüche gegen-

über dem Auftragnehmer ableiten.

18 Kommunikationsgeheimnis und Geheim-

haltungspflicht 

18.1 Der Auftragnehmer und seine Mitarbeiter unter-

liegen dem Kommunikationsgeheimnis gemäß 

§ 93 TKG 2003 und den Geheimhalteverpflich-

tungen des Datenschutzgesetzes sowie der 

Datenschutzgrundverordnung, dies auch nach 

dem Ende der Tätigkeit, welche die Geheimhal-

tungspflicht begründet hat. Persönliche Daten 

und Daten der User werden nicht eingesehen. 

Auch die bloße Tatsache eines stattgefundenen 

Nachrichtenaustausches unterliegt der Ge-

heimhaltungspflicht, ebenso erfolglose Verbin-

dungsversuche.

18.2 Der Auftraggeber kann der Verarbeitung perso-

nenbezogener Daten widersprechen. Dies steht 

einer technischen Speicherung oder dem Zu-

gang nicht entgegen, wenn der alleinige Zweck 

die Durchführung oder Erleichterung der Über-

tragung einer Nachricht über das Kommunikati-

onsnetz des Auftragnehmers ist, oder um 

einem Auftraggeber den von ihm bestellten 

Dienst zur Verfügung zu stellen. Routing- und 

Domaininformationen müssen dementspre-

chend weitergegeben werden.

19 Information gem. § 96 Abs. 3 TKG 2003 be-

treffend der verarbeiteten Daten, Stammda-

ten

19.1 Auf Grundlage des Datenschutzgesetzes, der 

Datenschutzgrundverordnung und des Tele-

kommunikationsgesetzes 2003 verpflichtet sich 

der Auftragnehmer, Stammdaten nur im Rah-

men der Leistungserbringung und nur für die im 

Vertrag vereinbarten Zwecke zu speichern, zu 

verarbeiten und weiterzugeben. Solche Zwecke 

sind: Abschluss, Durchführung, Änderung oder 

Beendigung des Vertrages mit dem Auftragge-

ber, Verrechnung der Entgelte, Erstellung von 

Teilnehmerverzeichnissen, Erteilung von Aus-

künften an Notrufträger gem. § 98 TKG 2003. 

Soweit der Auftragnehmer gemäß TKG in der 

jeweils geltenden Fassung zur Weitergabe ver-

pflichtet ist, wird der Auftragnehmer dieser ge-

setzlichen Verpflichtung nachkommen.

19.2 Der Auftragnehmer wird aufgrund § 92 Abs. 3 Z 

3 und § 97 Abs. 1 TKG 2003 ermächtigt, fol-

gende personenbezogene Stammdaten des 

Auftraggebers und Teilnehmers zu ermitteln 

und verarbeiten:

19.3 Vorname, Familienname, akademischer Grad, 

Wohnadresse, Geburtsdatum, Firma, E-Mail-

Adresse, Telefon- und Telefaxnummer, sons-

tige Kontaktinformation, Bonität, Informationen 

über Art und Inhalt des Vertragsverhältnisses, 

Zahlungsmodalitäten, sowie Zahlungseingänge 

zur Evidenthaltung des Vertragsverhältnisses.

19.4 Stammdaten werden gemäß § 97 Abs. 2 TKG 

2003 vom Auftragnehmer spätestens nach der 

Beendigung der vertraglichen Beziehungen mit 

dem Auftraggeber gelöscht, außer diese Daten 

werden noch benötigt, um Entgelte zu verrech-

nen oder einzubringen, Beschwerden zu bear-

beiten oder sonstige gesetzliche Verpflichtun-

gen zu erfüllen.

20 Schutz von Daten

20.1 Der Auftragnehmer schützt die auf seinen Ser-

vern gespeicherten Daten nach dem jeweiligen 

Stand der Technik. Der Auftragnehmer kann 
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jedoch nicht verhindern, dass es Dritten auf 

rechtswidrige Art und Weise gelingt, beim Auf-

tragnehmer gespeicherte Daten in ihre Verfü-

gungsgewalt zu bringen bzw. diese weiter zu 

verwenden.

20.2 Der Auftragnehmer stellt sicher, dass die Si-

cherheit und die Integrität der Einrichtungen 

des Auftragnehmers dem jeweiligen Stand der 

Technik sowie den jeweiligen gesetzlichen Vor-

schriften entsprechen. Im Fall einer Verletzung 

von Sicherheit und/oder Integrität der Einrich-

tungen des Auftragnehmers wird dieser je nach 

Schwere die Regulierungsbehörde und gege-

benenfalls auch die Öffentlichkeit unverzüglich 

informieren.

21 Verkehrsdaten

Der Auftragnehmer wird Zugangsdaten und an-

dere personenbezogene Verkehrsdaten, die für 

das Herstellen von Verbindungen und die Ver-

rechnung von Entgelten erforderlich sind, ins-

besondere Source-IP sowie sämtliche andere 

Logfiles aufgrund seiner gesetzlichen Verpflich-

tung gem. § 99 Abs. 2 TKG 2003 bis zum Ablauf 

jener Frist speichern, innerhalb derer die Rech-

nung, sofern der Bezahlvorgang durchgeführt 

wurde und innerhalb der Frist von drei Monaten 

nicht schriftlich beeinsprucht wurde, rechtlich 

angefochten werden kann. Im Streitfall wird der 

Auftragnehmer diese Daten der entscheiden-

den Einrichtung zur Verfügung stellen.  Bis zu 

einer endgültigen Entscheidung wird der Auf-

tragnehmer die Daten nicht löschen. Ansonsten 

wird der Auftragnehmer Verkehrsdaten nach 

Beendigung der Verbindung unverzüglich lö-

schen oder anonymisieren. Daneben kann der 

Auftragnehmer im gesetzlichen Rahmen eine 

Access-Statistik führen.

Die nach dem ersten Absatz gespeicherten 

Verkehrsdaten dürfen für Entgeltverrechnung 

oder Verkehrsabwicklung, Behebung von Stö-

rungen, Kundenanfragen, Betrugsermittlungen 

oder Vermarktung der Kommunikationsdienste 

oder für die Bereitstellung von Diensten mit Zu-

satznutzen verarbeitet werden und unterliegen 

eingeschränkten Zugang durch Personen, die 

in diesem bereichen tätig sind.

Eine darüberhinausgehende Auswertung eines 

Teilnehmeranschlusses wird der 

Auftragnehmer außer in den gesetzlich beson-

ders geregelten Fällen nicht vornehmen.

22 Inhaltsdaten 

Inhaltsdaten werden vom Auftragnehmer nicht 

gespeichert. Sofern aus technischen Gründen 

eine kurzfristige Speicherung nötig ist, wird der 

Auftragnehmer gespeicherte Daten nach Weg-

fall dieser Gründe unverzüglich löschen. Ist die 

Speicherung von Inhalten Dienstemerkmal, 

wird der Auftragnehmer die Daten vereinba-

rungsgemäß nach Erbringung des Dienstes lö-

schen.

23 Verwendung von Daten für Vermarktungs-

zwecke, Einverständnis zum Erhalt von E-

Mail-Werbung :

23.1 Der Auftraggeber erteilt seine Zustimmung, 

dass Verkehrsdaten zum Zwecke der Vermark-

tung von Telekommunikationsdiensten des Auf-

tragnehmers sowie zur Bereitstellung von 

Diensten mit Zusatznutzen verwendet werden 

dürfen. Der Auftraggeber kann diese Einver-

ständniserklärung jederzeit schriftlich, per Fax 

oder E-Mail widerrufen.

23.2 Der Auftraggeber erklärt sich damit einverstan-

den, vom Auftragnehmer Werbung und Infor-

mationen betreffend Produkte und Services des

Auftragnehmers sowie von den in den Vertrags-

unterlagen angeführten Geschäftspartnern des

Auftragnehmers in angemessenem Umfang per 

E-Mail zu erhalten. Dabei verbleiben die Daten 

des Auftraggebers einschließlich seines Na-

mens und seiner E-Mail-Adresse ausschließlich 

beim Auftragnehmer. Der Auftraggeber kann 

diese Einverständniserklärung jederzeit schrift-

lich, per Fax oder E-Mail widerrufen. Der Auf-

tragnehmer wird dem Auftraggeber in jeder 

Werbe-E-Mail die Möglichkeit einräumen, den 

Empfang weiterer Nachrichten abzulehnen.

24 Überwachung des Fernmeldeverkehrs

Der Auftraggeber nimmt zur Kenntnis, dass der 

Auftragnehmer gemäß § 94 TKG 2003 ver-

pflichtet sein kann, an der Überwachung des 

Fernmeldeverkehrs nach den Bestimmungen 

der Strafprozessordnung teilzunehmen. Der 

Auftraggeber nimmt weiters die Bestimmungen 

des E-Commerce-Gesetzes (ECG), des Urhe-

berrechtsgesetzes (UrhG) sowie des 
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Sicherheitspolizeigesetzes (SPG)  zur Kennt-

nis, wonach der Auftragnehmer unter bestimm-

ten Voraussetzungen berechtigt und verpflich-

tet ist, Auskünfte betreffend den Auftraggeber

zu erteilen. 

Handlungen des Auftragnehmers aufgrund die-

ser Verpflichtungen lösen keine Ansprüche des 

Auftraggebers aus.

25 Streitbeilegung

25.1 Unbeschadet der Zuständigkeit der ordentli-

chen Gerichte oder der Vereinbarung einer 

Schiedsklausel können Auftraggeber Streit- o-

der Beschwerdefälle (betreffend die Qualität 

des Dienstes, Zahlungsstreitigkeiten, die nicht 

befriedigend gelöst worden sind, oder eine be-

hauptete Verletzung des TKG 2003) der Regu-

lierungsbehörde vorlegen. 

25.2 Der Auftragnehmer ist verpflichtet, an einem 

solchen Verfahren mitzuwirken und alle zur Be-

urteilung der Sachlage erforderlichen Auskünfte 

zu erteilen sowie erforderliche Unterlagen vor-

zulegen. 

Der Antrag bei der Regulierungsbehörde muss 

seitens des Auftraggebers innerhalb von einem 

Monat ab Erhalt der schriftlichen Stellung-

nahme des Auftragnehmers auf den Rech-

nungseinspruch oder die sonstige Beschwerde 

des Kunden eingebracht werden. Das für die-

sen Antrag erforderliche Verfahrensformular 

und nähere Informationen über den Ablauf, die 

Voraussetzungen und etwaige Kosten des 

Streitbeilegungsverfahrens finden Sie unter 

http://www.rtr.at/schlichtungsstelle.

26 Änderungen dieser AGB

26.1 Änderungen dieser Bestimmungen können vom

Auftragnehmer vorgenommen werden und sind 

auch für bestehende Vertragsverhältnisse wirk-

sam. Die aktuelle Fassung ist unter www.r-it.at

abrufbar (bzw. wird dem Auftraggeber auf 

Wunsch zugesandt). Änderungen der Bestim-

mungen sind Verbrauchern gegenüber nur zu-

lässig, wenn die Änderung dem Verbraucher 

gegenüber zumutbar ist. Zumutbar ist eine Än-

derung insbesondere dann, wenn sie geringfü-

gig und sachlich gerechtfertigt ist. 

26.2 Sofern die Änderung den Auftraggeber nicht 

ausschließlich begünstigt, wird eine 

Kundmachung der Änderungen mindestens 

zwei Monate vor der Wirksamkeit der neuen 

Bestimmungen erfolgen. In diesem Fall wird der 

Auftragnehmer den Auftraggeber mindestens 

ein Monat vor Inkrafttreten der Änderung ihren 

wesentlichen Inhalt zusammengefasst und in 

geeigneter schriftlicher Form, etwa durch Auf-

druck auf einer periodisch erstellten Rechnung, 

mitteilen. Der Auftragnehmer wird den Auftrag-

geber in dieser Mitteilung gleichzeitig darauf 

hinweisen, dass er berechtigt ist, den Vertrag 

bis zum Inkrafttreten der Änderung kostenlos zu 

kündigen. 

26.3 Der Auftragnehmer behält sich das Recht vor, 

im Fall der Kündigung des Auftraggebers bin-

nen zwei Wochen nach Erhalt der Kündigung zu 

erklären, am Vertrag zu den bisherigen Bedin-

gungen festhalten zu wollen. Diesfalls ist die 

Kündigung des Auftraggebers gegenstandslos. 

Der Auftragnehmer wird den Auftraggeber auch 

auf diese Möglichkeit des Auftragnehmers zur 

Weiterführung des Vertragsverhältnisses zu 

den bisherigen Bedingungen und die Wirkung, 

dass die Kündigung des Auftraggebers diesfalls 

gegenstandslos wird, hinweisen.

27 Kontaktstellen

27.1 Die Kontaktdaten des Auftragnehmers sind auf 

dessen Webseite verfügbar. Raiffeisen Infor-

matik GmbH & Co KG, Lilienbrunngasse 7-9, 

1020 Wien; Tel +43 1/99399–0; E-Mail: info@r-

it.at; www.r-it.at

27.2 Helpdesk: Tel.: +43 1/99399 – 3333; E-Mail: 

kundenbetreuung@r-it.at


